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B. Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der                      

Bezirksregierung 
 
 

 Ungültigkeitserklärung gemäß § 17 61
Abs. 5 des Personenbeförderungs-
gesetzes 

 
Bezirksregierung  
25.16-53-04 

 
Düsseldorf, den 01. März 2019 

 
Dem Unternehmen Deutsche Mietomnibusse GmbH 
wurde am 07.07.2017 eine Genehmigung                 
(Az.: 25.16-53-04) zur Durchführung von                  
Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen nach          
§§ 48, 49 PBefG erteilt.  
 
Nun wurde dem o. g. Unternehmen die o. g.              
Genehmigung widerrufen.  
 
Die für die Kraftomnibusse erteilte Kopie der EU-
Gemeinschaftslizenz (Nr. D-05-002-P-00255-0003) 
ist nicht zurück gegeben worden. 
 
Die o. g. erteilte Kopie der EU-Gemeinschaftslizenz 
wird hiermit für kraftlos erklärt.  
 

Abl. Bez. Reg. Ddf  2019 S. 97 
 

 Planfeststellungsverfahren  62
Emmerich-Oberhausen,  
PFA 1.4 Voerde, 3. Deckblatt 

 
Bezirksregierung  
25.17.01.04 
 

Düsseldorf, den 06. März 2019 
 
Planfeststellungsverfahren nach § 18 Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG) für den 3-gleisigen              
Ausbau der Strecke „ABS 46/2 Grenze D/NL – 
Emmerich - Oberhausen“, Planfeststellungs-
abschnitt (PFA) 1.4 Voerde 
 
Anhörungsverfahren / 3. Deckblatt  
 
Die DB Netz AG hat für das oben angegebene        
Bauvorhaben die Durchführung des Plan-
feststellungsverfahrens nach §§ 18 ff Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG) beantragt. 
 
Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur                  
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
gemäß § 3 a des Gesetzes über die                             
Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung des 
Gesetzes, die vor dem 16.05.2017 galt (UVPG a.F.) 
in Verbindung mit § 74 Abs. 2 Nr. 2 UVPG.    
 
Geplant ist der Bau eines zusätzlichen dritten           
Gleises parallel zur vorhandenen Eisenbahnstrecke 
mit den notwendigen Folgemaßnahmen. Dabei ist   
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u. a. auch vorgesehen, die zwei Bahnübergänge, 
„Schwanenstraße“ und „Grenzstraße“ zu beseitigen 
und den Bahnübergang „Grenzstraße“ durch ein 
neues Brückenbauwerk zu ersetzen sowie den          
Haltepunkt Voerde umzubauen. 
 
Der Antrag zum PFA 1.4 Voerde betrifft                       
den rund 4,7 km langen Streckenabschnitt von             
der Stadtgrenze Dinslaken/Voerde bis zum               
Abschnittsende kurz hinter dem heutigen                 
Bahnübergang „Grenzstraße“. 
 
Ebenfalls Antragsgegenstand ist die Festsetzung  
von trassenfernen landschaftsrechtlichen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen (Aufforstungen, 
Waldumwandlung, Allee- und Heckenpflanzung) 
u.a. im Rahmen eines anerkannten Ökokontos im 
Raum Voerde und Hünxe. 
 
Der Plan hat in der Zeit vom 22.10.2012 bis             
zum 21.11.2012 im Rathaus der Stadt Voerde              
zur allgemeinen Einsichtnahme ausgelegen.            
In der Zeit der Offenlage sowie der sich                            
weiterhin anschließenden Einwendungsfrist wurden                
Einwendungen erhoben. Am 18.11. und 19.11.2015 
wurden die Einwendungen in der Kathrin-Türks-
Halle in Dinslaken erörtert.  
 
Aufgrund der zwischenzeitlich eingetretenen 
Planänderungen wurde ein 3. Deckblatt erstellt. 
Gegenstand der maßgeblichen Änderungen im 
Deckblattverfahren ist die Errichtung einer                
zusätzlichen Schallschutzwand mit einer Länge           
von 125 m sowie einer Höhe von 4 m bahnrechts im 
Bereich der Grenzstraße. 
 
Die Vorhabenträgerin hat unter anderem die                
nachfolgend aufgeführten Unterlagen nach § 6 
UVPG a.F. geändert bzw. erstellt, die Bestandteil 
der Antragsunterlagen sind bzw. werden: 
 
 
Bezeichnung der Unterlage Verfasser Datum 
Erläuterungsbericht  INGE ABS 46/2 

LOS 1 – 
Pöyry Deutschland GmbH 
für die DB Netz AG 
Duisburg 

03.12.2018 

Erläuterungsbericht zum LPB 
(Anlage 10.1) 

Planungsbüro Drecker für 
die DB Netz AG Duisburg 

03.12.2018 

Ergebnisse schalltechnischer 
Untersuchungen/schalltechnische 
Untersuchung zum Erläuterungs-
bericht (Anlage 13.1) 

Möhler + Partner  
Ingenieure AG für die DB 
Netz AG Duisburg 

03.12.2018 

Lageplan zum Schallschutz 
(Anlage 13.2) 

INGE ABS 46/2  
LOS 1 – 
Pöyry Deutschland GmbH 
für die DB Netz AG 
Duisburg  

03.12.2018 

Beurteilungspegelpläne  
(Anlage 13.3) 

Möhler + Partner  
Ingenieure AG für die DB 
Netz AG Duisburg 

03.12.2018 

Ergebnisliste kurz und Adressen 
(Anlage 13.4) 

Möhler + Partner  
Ingenieure AG für die DB 
Netz AG Duisburg 

03.12.2018 

Ergebnisliste lang  
(Anlage 13.5) 

Möhler + Partner  
Ingenieure AG für die DB 
Netz AG Duisburg 

03.12.2018 

Variantenuntersuchung  
(Anlage 13.6) 

Möhler + Partner  
Ingenieure AG für die DB 
Netz AG Duisburg 

03.12.2018 

 

 

Aufgrund der dadurch ggf. geänderten                     
Betroffenheiten kommt das 3. Deckblatt  (Stand: 
Dezember 2018) nun zur Offenlage.  
 
Das Deckblatt (Zeichnungen und Erläuterungen) 
liegt in der Zeit vom  
 

vom 18.03.2019 bis 17.04.2019  
im Rathaus der Stadt Voerde, 
-Raum 232 (2. Obergeschoss)- 
Rathausplatz 20, 46562 Voerde 

 
während der allgemeinen Dienststunden 

 
Montag bis Donnerstag  

von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 
Montag bis Mittwoch  

von 14:00 Uhr bis 16:30 Uhr, 
Donnerstag von 14:00 bis 18:00 Uhr und 

Freitag von 08:30 bis 13:00 Uhr 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus.  
 
Zudem wird im Internet auf der Homepage der  
Stadt Voerde unter www.voerde.de; sowie auf der 
Homepage der Bezirksregierung Düsseldorf unter 
www.brd.nrw.de ein Link veröffentlicht, auf           
welchem die Pläne eingesehen werden können; 
maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen (§ 27 a Abs. 1 VwVfG 
NRW). 
 
1. Jeder, dessen Belange durch die im Deckblatt 

dargestellten Änderungen und Ergänzungen 
erstmals oder stärker als bisher berührt werden, 
kann bis spätestens zwei Wochen nach                  
Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis                    
einschließlich 02.05.2019, bei der Bezirks-
regierung Düsseldorf, Am Bonneshof 35, 40474                 
Düsseldorf (Anhörungsbehörde) oder bei der 
Stadt Voerde, Rathausplatz 20, 46562 Voerde 
Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder 
zur Niederschrift erheben. Die Einwendung 
muss den geltend gemachten Belang und das 
Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Gleiches gilt, soweit zusätzliche oder andere  
erhebliche Umweltauswirkungen zu besorgen 
sind. 

 
Anderweitige, nicht die im 3. Deckblatt            
dargelegten Änderungen betreffende               
Einwendungen, auch grundsätzlich gegen               
die Maßnahme gerichtete Einwendungen, sind 
ausgeschlossen. 

 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle   
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf  
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen              
(§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW).  

 
 

http://www.voerde.de/
http://www.brd.nrw.de/
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Einwendungen und Stellungnahmen der              
Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist 
ebenfalls ausgeschlossen (§ 18 Satz 3 AEG 
i.V.m. § 73 Abs. 4 Satz 5 und 6 VwVfG). 
 
Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei 
Einwendungen und Stellungnahmen, die sich 
auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG a.F. 
beziehen, nur auf dieses Verwaltungsverfahren. 

 
Die im Verfahren bisher fristgerecht              
erhobenen Einwendungen bleiben un-        
angetastet und werden im weiteren                  
Verfahren berücksichtigt. 

 
Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet die 
Möglichkeit an, Einwendungen in rechts-
verbindlicher elektronischer Form gemäß § 3 a 
VwVfG NRW durch Versendung einer                  
De-Mail-Nachricht nach § 5 Abs. 5 des                
De-Mail-Gesetzes (Empfänger: poststelle@brd-
nrw.de-mail.de) zu senden. Der elektronischen 
Form genügt auch ein elektronisches Dokument, 
das mit einer qualifizierten elektronischen           
Signatur versehen ist (Empfänger: poststel-
le@brd.sec.nrw.de). 

 
Eine einfache E-Mail erfüllt die Anforderungen 
nicht und bleibt daher unberücksichtigt. 

 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50             
Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige                
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift 
versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, 
Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen 
Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt 
bleiben. 

 
Die Anhörungsbehörde wird gleichförmige  
Eingaben, die die Angaben nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 VwVfG NRW nicht deutlich sichtbar auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
enthalten oder dem Erfordernis des § 17 Abs. 1 
Satz 2 VwVfG NRW nicht entsprechen,           
gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 VwVfG NRW                
unberücksichtigt lassen. Die Anhörungsbehörde 
wird ferner gleichförmige Eingaben insoweit 
unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner                   
ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder         
unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 Satz 
3 VwVfG NRW). 

 
2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch 

der Benachrichtigung der Vereinigungen nach   
§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW, soweit § 67 
Landesnaturschutzgesetzt (LNatSchG) nicht 
einschlägig ist. 

 
 

3. Die Anhörungsbehörde kann im Regelfall von 
der Erörterung im Sinne des § 73 Abs. 6 
VwVfG NRW und des § 9 Abs. 1 Satz 3 UVPG  
a.F. absehen (§ 18 a Nr. 2 AEG). 

 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird                     
er ortsüblich bekannt gemacht werden.                  
Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig                           
Einwendungen erhoben haben, bei                      
gleich-förmigen Einwendungen der Vertreter, 
von dem Termin gesondert benachrichtigt                 
(§ 17 VwVfG NRW).  

 
Sind außer der Benachrichtigung der Behörden 
und der Vorhabenträgerin mehr als 50                    
Benachrichtigungen vorzunehmen, so können 
sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden (§ 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG NRW). 

 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten 
ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch  
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die 
zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben 
ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem  
Erörterungstermin kann auch ohne ihn             
verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist 
mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 
4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, 

Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder 
Vertreterbestellung entstehende Kosten werden 
nicht erstattet. 

 
5. Entschädigungsansprüche werden, soweit                  

über sie nicht in der Planfeststellung                      
dem Grunde nach zu entscheiden ist, nicht                 
in dem Erörterungstermin, sondern in                    
einem gesonderten Entschädigungsverfahren 
behandelt. 

 
6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen 

wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 
durch die Planfeststellungsbehörde (Bezirks-
regierung Düsseldorf) entschieden. Die                  
Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungs-
beschluss) an die Einwender und diejenigen, die 
eine Stellungnahme abgegeben haben, kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt      
werden, wenn mehr als 50 Zustellungen                
vorzunehmen sind (§ 74 Abs. 5 Satz 1 VwVfG 
NRW). 

 
7. Vom Beginn der Auslegung des Plans tritt die 

Veränderungssperre nach § 19 AEG in Kraft. 
Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem 
Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an 
den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 
3 AEG). 

 
 

mailto:poststelle@brd-nrw.de-mail.de
mailto:poststelle@brd-nrw.de-mail.de
mailto:poststelle@brd.sec.nrw.de
mailto:poststelle@brd.sec.nrw.de
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8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf 
hingewiesen, 
 
− dass die für das Verfahren zuständige           

Behörde und die für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige 
Behörde die Bezirksregierung Düsseldorf 
ist, 

− dass über die Zulässigkeit des                        
Vorhabens durch Planfeststellungs-
beschluss entschieden werden wird, 

− dass die ausgelegten Planunterlagen die 
nach § 6 Abs. 3 UVPG notwendigen            
Angaben enthalten und 

 
9. dass die Anhörung zu den ausgelegten                

Planunterlagen auch die Einbeziehung der           
Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des 
Vorhabens gemäß § 9 Abs. 1 UVPG ist, soweit 
§ 67 Landesnaturschutzgesetzt (LNatSchG) 
nicht einschlägig ist. 

                                   
Informationen nach Art. 13 Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) 
 
Im Planfeststellungsverfahren übermittelte Daten 
und Informationen werden zum Zwecke der             
Durchführung des Verfahrens und Wahrung der 
Beteiligtenrechte verwendet und gespeichert.               
Neben dem Vorhabenträger erhält auch das                 
Eisenbahn-Bundesamt die Daten zur endgültigen 
Beschlussfassung. 
 
Rechtsgrundlage für die Datenerhebung ist Art. 6 
Abs. 1 lit. e, Abs. 3 DSGVO i.V.m. § 3 Abs. 1 DSG 
NRW i.V.m. § 18 AEG, § 73 VwVfG. 
 
Die datenschutzrechtlichen Hinweise zur                    
Weitergabe der Einwendungen im Verfahren finden 
Sie auf der Homepage der Bezirksregierung unter 
dem Link:  
 
http://www.bezreg-
duesseldorf.nrw.de/service/datenschutz.html. 
 
Dort finden Sie auch weitergehende Informationen 
zum Datenschutz, insbesondere zu Rechten als  
betroffene Person, die auf Anfrage auch schriftlich 
oder mündlich erläutert werden. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Schnell 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf  2019 S. 97 
 
 
 
 
 

C. Rechtsvorschriften und                     
Bekanntmachungen anderer Behörden 

und Dienststellen 
 
 

 Bekanntmachung der Haushalts-63
satzung 2019 des Zweckverbandes 
Naturpark Schwalm-Nette 

 
 Bekanntmachung der Haushaltssatzung  

des Zweckverbandes „Naturpark Schwalm-
Nette“ für das Haushaltsjahr 2019 

 
Aufgrund des § 18 Abs. 1 des Gesetzes über             
kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. 
S. 621) zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) in              
Verbindung mit § 53 Abs. 1 der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung              
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 646) zuletzt geändert durch Artikel 10 des      
Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) 
und den §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der    
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW.                
S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 15 des     
Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) 
hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
„Naturpark Schwalm-Nette” am 23.11.2018          
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019,           
der die für die Erfüllung der Aufgaben des               
Zweckverbandes voraussichtlich anfallenden Erträge 
und die voraussichtlich entstehenden Aufwendungen 
sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungs-
ermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
 dem Gesamtbetrag der Erträge 

auf……………………………...1.139.026 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen 

auf……………………………...1.139.026 EUR 
 
im Finanzplan mit 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus           

laufender Verwaltungstätigkeit 
auf……………………………...1.062.697 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus          
laufender Verwaltungstätigkeit 
auf……………………………...1.052.477 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzierungs-
tätigkeit auf………………………..17.000 EUR 
 

http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/service/datenschutz.html
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/service/datenschutz.html
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 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzierungs-
tätigkeit auf………………………..17.000 EUR 

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht           
veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht 
erfolgen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur                           
Liquiditätssicherung in Anspruch genommen             
werden dürfen, wird auf 25.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Verbandsumlage wird für das Haushaltsjahr 
2019 auf ………………………………964.784 EUR 
festgesetzt. 
 
Die Umlage setzt sich zusammen aus einem Anteil 
von 952.684 EUR zur Finanzierung der durch            
sonstige Erträge nicht gedeckten Aufwendungen 
sowie einem Anteil von 12.100 EUR zur                 
Finanzierung der durch sonstige Einzahlungen nicht 
gedeckten Auszahlungen.  
 
Die Zahlungen sind jeweils mit einem Viertel im 
Januar auf Anforderung (unter Verrechnung der 
Überzahlungen aus 2017), zum 01. April, 01. Juli 
und 01. Oktober fällig.  
 
 
Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2017 
wird endgültig auf…………………950.878,24 EUR 
festgesetzt. 
 
Die Umlage setzt sich zusammen aus einem Anteil 
von 895.322,24 EUR zur Finanzierung der durch 
sonstige Erträge nicht gedeckten Aufwendungen 
sowie einem Anteil von 55.556 EUR zur            
Finanzierung der durch sonstige Einzahlungen nicht 
gedeckten Auszahlungen. 
 

§ 7 
 

- entfällt - 
 
 
 

§ 8 
 
Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung finden die 
im Vorbericht des Haushaltsplanes aufgeführten 
Bewirtschaftungsregeln Anwendung. 
 

BEKANNTMACHUNG DER  
HAUSHALTSSATZUNG 

 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das                  
Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die erforderliche Genehmigung zu § 6           
der Haushaltssatzung ist von der Bezirksregierung 
Düsseldorf mit Verfügung vom 05.02.2019 erteilt 
worden. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder                          
Formvorschriften des Gesetzes über kommunale                  
Gemeinschaftsarbeit, der Satzung des                         
Zweckverbandes oder der Kreisordnung kann gegen                
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
c) der Verbandsvorsteher den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet hat oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Zweckverband vorher gerügt und dabei  
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden ist, die den Mangel ergibt. 

 
Wegberg, den 18. Februar 2019 
 
Der Vorsitzende der Verbandsversammlung 
gez. Dr. Schmitz 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut der in 
der vorstehenden Bekanntmachung aufgeführten 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Naturpark 
Schwalm-Nette“ für das Haushaltsjahr 2019 mit dem 
Beschluss der Verbandsversammlung vom 
23.11.2018 übereinstimmt. 
 
§ 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung 
vom 26. August 1999 (GV NW S. 516) zuletzt  
geändert durch Verordnung vom 5. November 2015 
(GV. NRW. S. 741) sind beachtet worden. 
 
Viersen, den 26. Februar 2019 
 
Der Verbandsvorsteher 
gez. Dr. Coenen 
 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf  2019 S. 100 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 40474 Düsseldorf zu richten. 

Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich 
  

Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10.00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten, werden zum Jahresende per Rechnung ausgewiesen. 
 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Bezug durch die Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft unter Tel: 0211-475-2232 

Email: amtsblatt@brd.nrw.de 
 

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 

Amtsblatt 

für den Regierungsbezirk Düsseldorf 

Bezirksregierung Düsseldorf 

40474 Düsseldorf 
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